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Vorwort

Seit dem Godesberger Programm von 1959 hat die SPD immer klare Zielstellungen einer sozial-

demokratischen, wertebasierten Politik formuliert. Einer Politik, die einen ordnenden Rahmen für 

Wachstum setzt und mit dem Versprechen einer Verteilungsgerechtigkeit paart, die möglichst viele 

Menschen an dem wirtschaftlich generierten Wohlstand teilhaben lässt. 

Auch heute brauchen wir eine klare Zielstellung, aus der eine effektive staatliche Steuerung ab-

geleitet werden kann. Die Debatte über die Ordnung der Ökonomie des 21. Jahrhunderts aus der 

Perspektive der Sozialen Demokratie muss hierfür ein Fundament legen. 

Angeregt durch eine Diskussion im Vorstand des Managerkreises hat sich eine Arbeitsgruppe for-

miert, deren Ziel es ist, in einem längeren Prozess und im Kontext nationaler, europäischer und in-

ternationaler Entwicklungen konkrete Vorstellungen einer „neuen sozialdemokratischen Ordnungs-

politik“ zu formulieren. 

Basis hierfür bildet eine durch die Arbeitsgruppe initiierte Reihe von Fachgesprächen, zu denen 

Experten aus Forschung, Politik und Wirtschaft eingeladen werden. Der Diskussionsprozess wird 

dabei durch die Veröffentlichung von Analysen und Impulspapieren begleitet und dokumentiert.

Der Zyklus der Fachgespräche wurde im September 2014 durch eine Diskussion mit dem stellver-

tretenden Chefökonom und Abteilungsleiter für politische Studien bei der OECD und Mitglied der 

Arbeitsgruppe des Managerkreises, Dr. Christian Kastrop, eingeleitet. Er stellte den neuen Ansatz 

der OECD („New Approaches to Economic Challenges“) und erste Forschungsergebnisse vor, die re-

levante Parameter für eine langfristig erfolgreiche Entwicklung aufzeigen. Aus seinem Vortrag und 

den Ergebnissen der Diskussion resultiert die hier vorliegende erste Publikation der Reihe „Gute 

Ordnungspolitik für das 21. Jahrhundert“. Das Thema: „Langfristige Trends und Szenarien der in-

ternationalen Wirtschaftsentwicklung“.

Dr. Marc Meinardus
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Einführung

2060 wird die Weltwirtschaft ein völlig anderes Gesicht haben. Neue Technologien und neue Produkte 

werden die Märkte bestimmen. Die Welthandelsströme und Wertschöpfungsketten werden sich drama-

tisch verändern, die Musik der Weltwirtschaft spielt im asiatisch-pazifischen Raum – mit allen Chancen 

und Risiken. Die „alten“ und rapide alternden Industrieländer werden ihre Position in der Weltwirt-

schaft neu definieren und ihren komparativen Vorteil suchen müssen, um Wohlstand, Wachstum und 

Jobs zu sichern. Bildung, Forschung und Entwicklung, Migration, Innovation, aber auch neue Wert-

schöpfungsketten, sind wichtige Schlüssel. All das erfordert eine neue, gute Ordnungspolitik, nicht nur 

national, sondern auch international, als Referenz. Wie wollen wir unser Wirtschafts- und Finanzsystem 

im Einklang mit pluralistischen Zivilgesellschaften global steuern? Wie wollen wir knappe Ressourcen 

und den erwirtschafteten Wohlstand fair verteilen? Wie beherrschen wir die inzwischen wohl unab-

wendbaren Folgen des Klimawandels? Gute und faire internationale Governance, abgeleitet aus einer 

erneuerten ordnungspolitischen Perspektive, ist eine Basis.
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Neue Pole

Die Weltwirtschaft steht vor tiefgreifenden Ver-

änderungen. Die Pole der Weltwirtschaft werden 

sich in den nächsten Jahrzehnten dramatisch zu-

gunsten der Schwellenländer verschieben. Ganz 

besonders China und Indien, aber auch Indone-

sien, Brasilien und Russland werden ökonomisch 

weiter an Bedeutung gewinnen. 

Viele von diesen „Großen 5“, aber auch weitere 

Schwellenländer verfügen über ein großes, zum 

Teil sogar immer noch rasch wachsendes Be-

völkerungspotential. Viele von ihnen verfügen 

gleichzeitig über wichtige Rohstoff- oder Ener-

giereserven.

Dies wird die Statik der heutigen Weltwirtschaft 

in einem Ausmaß verändern, das sich viele in ih-

ren weitreichenden Konsequenzen kaum vorstel-

len können. Diese veränderte Statik wird nicht 

unmittelbar, aber doch über kurz oder lang auch 

die globale politische Dynamik neu justieren. 

Wie die Wirtschaftsgeschichte – besonders die 

der letzten 150 Jahre – zeigt, folgen die Linien 

politischer Macht am Ende den Linien der wirt-

schaftlichen Macht.

Die altindustrialisierten Staaten wie die USA, 

Kanada, die Staaten der europäischen Union, Ja-

pan, Australien und andere werden tendenziell 

an Bedeutung und Einfluss auf die Weltwirtschaft 

verlieren. Dagegen spricht auch nicht die Tatsa-

che, dass einige dieser Länder immer noch über 

erhebliche (neue) Rohstoffreserven verfügen oder 

in der Entwicklung neuer Technologien derzeit 

immer noch führend sind. Der Vorsprung wird 

rasch schmelzen und schließlich verschwinden.

Zum besonderen Spielball und Verlierer dieser 

Entwicklungslinien werden dann vor allem jene  

Schwellen- oder Entwicklungsländer, in denen 

eine starke Bevölkerungsentwicklung nicht mit 

einer entsprechenden Wirtschaftsentwicklung 

einher geht und/oder die nicht in der Lage sind, 

z. B. auf Grund ethnischer, kultureller oder religi-

öser Konflikte eine stabile politische Entwicklung 

und den Aufbau einer funktionierenden Zivilge-

sellschaft sicher zu stellen.
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Alte und neue Risiken

Diese Entwicklung ist in vollem Gang. Sie wird 

begleitet durch weitere ökonomische und am 

Ende auch politische Risiken und Herausforde-

rungen, wie der allgemein zunehmenden Knapp-

heit wichtiger Ressourcen – Energie, Wasser, 

Nahrungsmittel, seltene Metalle – und dem Kli-

mawandel und seinen unabsehbaren Folgen, bis 

hin zum Verschwinden von Lebensräumen bei 

nur geringfügigem Anstieg des Meeresspiegels.

Trotz der sicher ebenfalls stattfindenden techno-

logischen Entwicklung, wird wohl keine dieser 

Herausforderungen in den nächsten Jahrzehnten 

von der Bildfläche verschwinden. Ganz im Ge-

genteil, viele werden in ihrer Dynamik zum Teil 

dramatisch zunehmen, oft verbunden mit großen 

Wanderungsbewegungen, deren nächste Ausläu-

fer wir derzeit an den europäischen Südgrenzen 

erleben. 

Die Weltwirtschaftskrise seit 2008 hat zweierlei 

gezeigt: Zum einen, wie sehr sich einige dieser 

bekannten Risiken in ihren ökonomischen und 

politischen Konsequenzen unter negativen öko-

nomischen Rahmenbedingungen rasch poten-

zieren können; zum anderen, dass bestimmte 

ökonomische Entwicklungslinien unserer zuneh-

mend globalisierten und mit Lichtgeschwindig-

keit vernetzten (elektronischen) Welt eigene neue 

Risiken – „schwarze Schwäne“ wie sie Nassim 

Nicholas Taleb nennt – produzieren und dabei 

mit anderen Risiken interagieren und weitere 

Folgeeffekte auslösen.

Das zentrale Beispiel hier ist die (Fehl-) Entwick-

lung der Finanzmärkte jenseits ihres Nutzens für 

die Realwirtschaft, indem die Verbindung von 

Marktversagen im weitesten Sinne mit politi-

schen Fehleinschätzungen und Regulierungsde-

fiziten dramatische Konsequenzen für die Welt-

wirtschaft hatte und wohl trotz aller bisherigen 

Bemühungen auch weiter haben wird.

Wegducken oder Verschieben wird in keinem 

Fall helfen. Die internationale Wirtschafts- und 

Finanzpolitik wird vor großen Aufgaben stehen, 

die sich vielfach nicht mit den herkömmlichen 

Politikansätzen lösen lassen werden. Jetzt sollte 

eine Neujustierung, aber auch eine Neuformulie-

rung ordnungspolitischer Ansätze ganz vorne auf 

der Tagesordnung stehen.

Und natürlich geht es hierbei national und inter-

national nicht nur um die Frage einer funktio-

nierenden Marktwirtschaft mit möglichst hohem 

nachhaltigen Wachstum und ausreichenden Jobs 

hoher Qualität und Chancengleichheit.

Es geht auch um Gerechtigkeit, die Verteilung des 

erwirtschafteten Wohlstands und die Bekämp-

fung von Ungleichheit, um ökologische Nachhal-

tigkeit, Well-Being jenseits von Wachstum, eine 

offene demokratische Zivilgesellschaft mit hoher 

Teilhabe und Fairness sowie um einen nachhal-

tig finanzierten und am Ende politisch stabilen 

Staat – unabhängig von unterschiedlichen kultu-

rellen Normen und Werten. „Failed States“ sind 

keineswegs ein Phänomen der Vergangenheit, 

sondern höchst aktuell!
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Trends und Szenarien – Vorbemerkung

Welche Trends und Szenarien sind nun für die 

hier angesprochenen Überlegungen von beson-

derer Relevanz? Die OECD hat im Jahr 2014 in 

einer Studie zu „Politischen Herausforderungen 

der nächsten 50 Jahre“ versucht, zumindest eini-

ge der wichtigen Mega-Trends aufzugreifen, ohne 

Anspruch auf Vollständigkeit, sondern ganz im 

Bewusstsein, dass vieles, was wichtig und auch 

schon absehbar scheint, (noch) nicht erfassbar 

ist, sei es aus Gründen mangelnder Daten oder 

Analyseinstrumente oder weil es einfach noch zu 

spekulativ wäre.

Die Idee des Projekts ist nicht nur, konkrete öko-

nomische Entwicklungen aufzuzeigen. Es geht 

auch darum, erstmals für die langfristige Politi-

kentwicklung geeignete Instrumente zu entwi-

ckeln, die über die Darlegung von Trends hinaus-

gehen. Instrumente, die mit Hilfe verschiedener 

konkreter, wie auch spekulativer Szenarien, zei-

gen, welche Zukunftsalternativen bei bestimmten 

Entwicklungen und politischen Entscheidungen 

möglich sind. Oder andersherum: wie eine be-

stimmte Zukunft, zum Beispiel eine CO2-freie 

Gesellschaft mit nachhaltigem Wachstum und 

guter Arbeit, mit verschiedenen Strategien er-

reicht werden kann – auch bei Änderung von 

Ausgangsbedingungen.

Dabei sollten nach Möglichkeit nicht nur ökono-

mische Aspekte betrachtet werden, sondern in-

terdisziplinär z. B. auch wissenschaftliche, tech-

nologische oder zivilisatorische Entwicklungen 

einbezogen werden.

Damit können Hinweise für „gute Politik“ inner-

halb bestimmter Szenarien gegeben werden. Zu 

erwartende wirtschaftliche Entwicklungen kön-

nen so mit politischen Herausforderungen wie 

der gerechten Verteilung der Einkommen und 

der Vermögen, aber auch der natürlichen Res-

sourcen, des Klimawandels und anderen Heraus-

forderungen ökologischer Nachhaltigkeit oder 

der Bildungspolitik gekoppelt werden, um Hebel 

und Strategien zu benennen und passende ord-

nungspolitische Rahmenbedingungen im Rah-

men einer künftigen „Weltregierung“, oder wie 

man heute gerne sagt, einer sich entwickelnden 

globalen Governance, zu schaffen.

Bei einer Weiterentwicklung eines solchen In-

struments könnte sogar daran gedacht werden, 

die Daten und Analyseinstrumente der OECD im 

Internet  der Zivilgesellschaft zur Verfügung zu 

stellen, um individuelle Zukunftsszenarien zu 

entwickeln.  

Auch die OECD Studie von 2014 ist nur ein zeit-

punktbezogener Ausschnitt und ein Einfrieren 

einer an sich dynamischen Entwicklung. Neue 

Entwicklungen, neue Daten und neue Analysein-

strumente, auch interdisziplinäre, legen daher in 

der Tat nahe, mit solchen Szenarien zu „spielen“, 

sie regelmäßig zu prüfen, zu optimieren, zu er-

gänzen oder ganz neu zu erstellen.
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Trends und Szenarien der OECD Studie 
„Politische Herausforderungen der nächsten 50 Jahre“

Im Mittelpunkt der OECD Studie stehen die de-

mografische Entwicklung, technologische Trends 

und Bildung, Globalisierung und ökologischer An-

passungsdruck. Jeder einzelne dieser Trends wird 

einen erheblichen Effekt auf die Weltwirtschaft 

haben. Gerade die Kombination und Interaktion 

dieser Trends wird die nationale Politik, aber auch 

die internationale Governance, z. B. im Rahmen 

der G20, in schwierige Dilemmas führen.

In den nächsten 50 Jahren wird das globale 

Wachstum von 3,6 % im Zeitraum 2010 bis 2020 

auf 2,4 % im Zeitraum 2050 bis 2060 fallen. Im-

merhin bedeutet dies dennoch, dass das globa-

le Volkseinkommen sich in dieser Zeit mehr als 

vervierfacht. Schwellen- und Entwicklungsländer 

werden tendenziell schneller wachsen, Indien 

z. B. könnte sein Volkseinkommen pro Kopf ver-

siebenfachen.

Abbildung 1. BIP-Wachstumsraten

Quelle: OECD (2014)

Die Konvergenz der Einkommen wird die welt-

weite Ungleichheit reduzieren und viele Milliar-

den Menschen aus der absoluten Armut befreien. 

2060 könnte das pro-Kopf Einkommen Indiens 

das heutige pro-Kopf Einkommen der USA (heu-

te nah am Durchschnitt der Industrieländer) er-

reichen, das pro-Kopf Einkommen Chinas wird 

dann – bei sinkender Bevölkerung – fast das 

Doppelte des heutigen pro-Kopf Einkommens 

der USA erreicht haben.
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Auf der anderen Seite wird das Einkommens-

wachstum der heutigen Schwellenländer nach 

dem Erreichen des „Population Peak“ und dem 

folgenden Bevölkerungsrückgang sinken – selbst 

wenn die Lebensarbeitszeit und die Partizipa-

tionsraten von Frauen und älteren Arbeitneh-

mer_innen steigen – und auch in 50 Jahren noch 

nicht das Niveau der am weitesten entwickelten 

Staaten erreicht haben.

In Zukunft wird das Wachstum des Pro-Kopf-Ein-

kommens ganz wesentlich vom Bildungsniveau 

eines Staates sowie von Produktivitätsgewinnen 

abhängen, die wiederum im Wesentlichen von 

Innovationen und wissensbasiertem Kapital ab-

hängen, also z. B. von „Organisationswissen“, Da-

tenbasen, dem Design und unterschiedlichen For-

men von „Intellectual Property“.

Damit verschiebt sich die ökonomische Balance ins-

gesamt zu den Schwellenländern, insbesondere nach 

Asien und Teilen von Afrika und Lateinamerika.

Die abnehmenden Einkommensunterschiede zwi-

schen den heutigen Industrie- und Schwellenlän-

dern in Verbindung mit einem steigenden Bedarf 

nach hochqualifizierter Arbeit wird in nicht allzu 

ferner Zukunft die wirtschaftsbedingte Einwande-

rung in die Industriestaaten dämpfen. Dies wird 

die ohnehin steigenden Alterslasten mit den ent-

sprechenden steigenden Budgetlasten und die 

Wachstumsverluste der Industrieländer noch er-

höhen. In Europa kann dieser Effekt das Arbeits-

kräfteangebot um ca. 20 % verringern!

Abbildung 2. Pro-Kopf-Einkommen in Prozent des Durchschnitts der Industrieländer

Quelle: OECD (2014)
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Abbildung 4. Anteile am globalen Handel

Die globalen Exporte werden in den nächsten 

50 Jahren weiterhin stärker sein als das Wirt-

schaftswachstum. Die internationalen Märkte 

werden sich weiter öffnen und die Handelsinte-

gration wird, ungeachtet von Debatten wie der-

zeit um TTIP, weiter zunehmen. Es entsteht eine 

zunehmend interdependente Weltwirtschaft mit 

globalen Wertschöpfungs- und Handelsketten – 

natürlich auch mit wachsender Ansteckungsge-

fahr im Handelssektor, wie wir es heute bereits 

in den Finanzmärkten erleben.

Gleichzeitig wird der Handel multipolarer wer-

den und insbesondere im asiatischen Raum stark 

zunehmen.

Abbildung 3. Arbeitskräfteverlust durch nachlassende Einwanderung

Quelle: Braconier et al. (2014).

Quelle: OECD (2014)

Anmerkung: Das Szenario mit weniger Immigration ergibt sich aus der schrittweisen Annäherung des Pro-Kopf-Einkommens zwischen OECD 
und Nicht-OECD Ländern.

EC = Emerging countries (Schwellenländer)
AC = Advanced countries (Entwickelte Länder)
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Abbildung 5. Veränderungen in der Industriestruktur

Die wachsende Handelsverflechtung wird auch 

großen Einfluss auf mobile Steuerbasen haben, 

auf den Faktor Kapital, hochqualifizierte Ar-

beit, auf viele Formen von unternehmerischem 

und immateriellem Investment. Um Wachstum-

spotenziale zu nutzen, müssen sich die Länder 

auf diese Trends einstellen. Wenn hohe wissens-

basierte Spezialisierung Wettbewerbs- und Han-

delsvorteile verschafft, müssen Anstrengungen 

unternommen werden, eine leistungsfähige For-

schungs- und Bildungsinfrastruktur zu schaffen.

Zentrales Element zukünftigen Wachstums ist 

das Produktivitätswachstum, die Faktoren sind 

Arbeit, Kapital und die entscheidende „Restgrö-

ße“, die vor allem bildungs- und innovationsge-

triebene totale Faktorproduktivität. Hier können 

und müssen Länder ihre Vorteile suchen, insbe-

sondere die, die beim Faktor Arbeit kein Wachs-

tum mehr erzielen können – wie Deutschland 

und viele andere rohstoffarme altindustrialisierte 

Länder.

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von OECD (2014)

1. Landwirtschft beinhaltet Reis und Nutzpfl anzen sowie andere landwirtschaftliche Güter und deren Abbau. Energie beinhaltet Kohle, Erdöl, 
Elektrizität, raffi niertes Öl und Gas. Gering qualifi zierte (low-tech) Fertigung beinhaltet Nahrungsmittel, Textilien, Papier und Holz sowie andere 
Produktionen, Metallprodukte, andere Metalle und anderen Mineralien-Abbau. Hoch qualifi zierte (high-tech) Fertigung beinhaltet Chemikalien, 
Stahl und Eisen, Transport- und Elektrotechnik. Andere Dienstleistungen beinhalten Transport-Dienstleistungen, Einzel- und Großhandel, öffent-
liche Verwaltung und andere Dienstleistungen.
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Der Servicesektor wird stabil bleiben und in 

den Schwellen- und Entwicklungsländern wei-

ter wachsen. Er wird deutlich mehr hochquali-

fizierte Arbeit nachfragen, insbesondere in den 

sehr zukunftsträchtigen Bereichen, in denen die 

Verbindung von Servicesektor und verarbeiten-

der Industrie neuartige Produkte auf den Markt 

bringt. In der verarbeitenden Industrie wird die 

Nachfrage nach hochqualifizierter Arbeit eben-

falls stark ansteigen. Niedrig qualifizierte Arbeit 

wird es aber weiter geben. Ihr Anteil wird insge-

samt deutlich abnehmen, gerade wenn man den 

stark schrumpfenden Landwirtschaftssektor, der 

überwiegend geringqualifizierte Arbeitsplätze 

bietet, hinzunimmt.

Der Standortwettbewerb um wertschöpfungs-

starke Produktion wird wachsen, im Verein mit 

dem Einwerben der hochmobilen Steuerbasen, 

verbunden mit einer Renaissance nicht mobi-

ler Steuerbasen auf nationaler Ebene als ein 

Beitrag nachhaltiger finanzpolitischer Solidi-

tät bei schrumpfender Bevölkerung – ein wenig 

die Quadratur des Kreises, da gleichzeitig ein 

wachstumsfreundliches Steuersystem notwendig 

bleibt. Abhilfe schafft hier möglicherweise eine 

internationale Übereinkunft zur Begrenzung des 

schädlichen (Achtung Grauzone!) Steuerwettbe-

werbs, wie z. B. im Rahmen des G20/OECD BEPS 

Projects, das in diesem Herbst zum – sicher nur 

vorläufigen – Abschluss kommen soll.

Dazu kommt die Abwerbung hochqualifizierter 

Arbeit (Brain Drain) und immaterieller Investi-

tionsgüter, wie Patente, durch spezielle Vergün-

stigungen, z. B. im Steuerbereich, allerdings mit 

den beschriebenen zunehmenden Schwierig-

keiten und immer größeren Anreizen!

Abbildung 6. Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von OECD (2014)

Anmerkung: „gering qualifi ziert“ entspricht einer abgeschlossenen Grundausbildung und/oder der abgeschlossenen Sekundarstufe I (ISCED 1 und 
2); „durchschnittlich qualifi ziert“ entspricht der abgeschlossenen Sekundarstufe II und/oder einem postsekundären Bildungsabschluss (ISCED 3 
und 4); und „hoch-qualifi ziert“ entspricht einem tertiären Bildungsabschluss (ISCED 5 und 6).
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All dies erfordert entsprechende nationale Strate-

gien im Bildungssektor, auf dem Arbeitsmarkt, bei 

der Technologieförderung, bei dem Transfer von 

Wissen in marktfähige Produkte, bei der Stärkung 

einer entsprechenden Unternehmenskultur und 

nicht zuletzt bei der Finanzierung, insbesondere 

von Neugründungen.

Nicht zu vergessen sind wichtige öffentliche Inve-

stitionen, z. B. langfristig angelegte Investitionen 

in neue Energie- und Datennetze, als Vorausset-

zung für das Einwerben privater Investoren und 

insbesondere ausländischer Direktinvestitionen. 

Die auch auf lange Frist niedrigen Zinsen in vie-

len Ländern, gerade auch in Deutschland, sind  

ein einmaliger Anreiz damit nicht zu warten. Für 

Deutschland ist die öffentliche Finanzsituation zu-

dem spannungsfrei und auch die Schuldenbremse 

verlangt keineswegs eine schwarze Null.

Auf der anderen Seite müssen die übertrieben 

langen Planungsprozesse kritisch hinterfragt wer-

den, die bei sehr langen Investitionszyklen große 

Unsicherheit und somit Investitions-Zurückhal-

tung und allgemein Attentismus erzeugen. Im Eu-

ropäischen Raum wäre auch eine Harmonisierung 

von Regulierungen für Investitionsprojekte sehr 

wirksam, so wie im Juncker-Plan vorgesehen.

Ein „Race to the Bottom“ ist auch hier nicht aus-

zuschließen, wenn ausländische Investoren ange-

lockt werden sollen! Regeln für einen fairen globa-

len Wettbewerb zu setzen ist eine der wichtigsten 

Voraussetzungen, nicht nur für die Vermeidung 

von Wirtschaftskonflikten, sondern auch für die 

Prävention von daraus resultierenden politischen 

Konflikten.

Trotz des Rückgangs der absoluten Armut und der 

sinkenden Einkommensunterschiede zwischen den 

Staaten und Staatengruppen, wird in den nächsten 

50 Jahren die Ungleichheit innerhalb der Länder  

insgesamt weiter zunehmen. Die OECD bietet mit 

ihren Szenarien hier eine analytische Alternative 

zur aktuellen Debatte um die Thesen von Thomas 

Piketty zum Kapital im 21. Jahrhundert.

Abbildung 7. Einkommensungleichheit 2010 vs. 2060

Quelle: Braconier et al. (2014

Anmerkung: Wissensbasierter technologischer Wandel wird als der kombinierter Effekt aus globaler Entwicklung und Multifaktorproduktivität 
(siehe Anhang 1) gemessen. Marktregulierung misst, inwiefern die Deregulierung des Marktes Ungleichheit verstärken wird.
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Ursache ist in dieser Szenario-Analyse die wach-

sende Bedeutung des wissensbasierten techno-

logischen Fortschritts. Die steigende Nachfrage 

nach hochqualifizierter Arbeit wird das Gehalts-

gefüge auseinanderdrücken und die Lohnsprei-

zung in allen Ländern drastisch erhöhen. Bleibt 

die korrektive Umverteilungspolitik auf dem Ni-

veau von heute stehen, wird die Ungleichheit der 

Einkommen (vor Steuern) dramatisch, um ca. 

30 %, zunehmen. Fast alle europäischen Länder 

werden 2060 dann mit einer Ungleichheitssitua-

tion wie heute in den USA konfrontiert werden.

Damit können auch Wachstumsverluste verbun-

den sein. Der Zusammenhang zwischen Wachs-

tum und Ungleichheit und die Wachstumswir-

kungen stärkerer Verteilungspolitik ist von sehr 

individuellen Voraussetzungen jedes Landes 

abhängig, z. B. vom Ausgangsniveau der Vertei-

lung und (der Effizienz und Effektivität) der Ver-

teilungspolitik, dem Stand der Entwicklung der 

Volkswirtschaft sowie von ordnungspolitischen 

Präferenzen in Bezug auf das Wirtschaftsmodell 

– eher öffentliches Nordic Model oder Privatwirt-

schaftlich-Angelsächsisches Wirtschaftsmodell.

Sicherlich sind diese Extremfälle, also extreme 

Ungleichheit oder eine extreme Nivellierung,  

wachstumsschädlich. Dazwischen gibt es eine 

große Grauzone, in der man sich einzelne Ein-

kommensgruppen und ihre Reaktion auf ökono-

mische „Schocks“ und Einkommensänderungen 

genau anschauen muss.

Ein möglicher Mechanismus für Wachstums-

verluste kann sich dann zeigen, wenn steigende 

Ungleichheit dazu führt, dass sich die ökono-

mischen Entwicklungsmöglichkeiten für talen-

tierte Arbeitskräfte verschlechtern, z. B. wenn 

sich einkommensschwache Familien keine guten 

Ausbildungsmöglichkeiten leisten können oder 

diese aus anderen Gründen nicht annehmen.

Dies könnte sich gerade in Deutschland, bei ei-

ner hohen Korrelation zwischen dem sozialen 

Niveau der Eltern und dem Bildungsergebnis der 

Kinder, als Problem erweisen.

Insgesamt wird diese Entwicklung also hohe An-

sprüche daran stellen, die soziale Mobilität zu 

steigern und hochqualifizierte Bildungsabschlüs-

se für alle zu ermöglichen.

Allein dadurch werden erhebliche zusätzliche 

öffentliche Mittel gebunden werden. Dies ist zu-

sätzlich zu den für den Erhalt fiskalischer Nach-

haltigkeit einer alternden Gesellschaft ohnehin 

notwendigen Mitteln erforderlich, bei gleich-

zeitigem Druck durch weniger Einwanderungs-

möglichkeiten und dem Wettbewerb um mobile 

Steuerbasen. Auch eine offensive, erfolgreiche 

Bevölkerungspolitik wird mindestens eine Gene-

ration benötigen, um hier gegen zu steuern.
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Ein weiterer Faktor in diesem Szenario ist die 

ökologische Nachhaltigkeit, bzw. der Schaden 

durch eine Verweigerung der Politik vor den öko-

logischen Herausforderungen, z. B. durch den 

Klimawandel.

Gibt es keine drastischen Fortschritte auf dem 

Weg zu einer CO2-freien Wirtschaft, wird die Ver-

schlechterung der Umweltbedingungen schon 

vor 2060 erhebliche Wachstumsverluste erzeu-

gen. Insgesamt können Wachstumsverluste von 

Gesundheitskosten durch Umweltverschmut-

zung, steigendem Meeresspiegel und niedriger 

Produktivität im Agrarsektor von bis zu 1,5 % 

erwartet werden, insbesondere in Asien anstei-

gend bis auf 5%.

Abbildung 8. Budgetanpassungen in der OECD um 2060 eine Schuldenquote von 60% zu erreichen

Quelle: Braconier et al. (2014

* Anmerkung: Prognose zu den Ausgaben in der Tertiären Bildung nicht vorhanden. 
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Gleichzeitig steigt die Wahrscheinlichkeit von 

Umweltkatastrophen insgesamt und jenseits des 

Horizonts 2060 können völlig neue Risiken auf-

tauchen, die sich, auch wenn sie regional auf-

treten, in einer stark integrierten, globalisierten 

Weltwirtschaft schnell zu einer globalen Wirt-

schaftskrise entwickeln können.

Abbildung 9. Regionale Effekte des Klimawandels in % des BIP

Quelle: Braconier et al. (2014
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Elemente einer guten Ordnungspolitik für das 
21. Jahrhundert

Um Szenarien wie diese zu steuern, ihre nega-

tiven Effekte zu dämpfen oder zu vermeiden und 

positive Entwicklungen zu verstärken oder zu 

erzeugen, müssen national und international die 

richtigen Anreize, marktwirtschaftlich und staat-

lich-öffentlich, gesetzt werden. In einer hochinte-

grierten Weltwirtschaft und Weltpolitik kann dies 

aber un-abgestimmt nicht funktionieren.

Internationale Kooperationsmechanismen, Ele-

mente einer globalen Governance, müssen ent-

wickelt werden. Keine einfache Aufgabe bei un-

terschiedlichen Traditionen, Kulturen, Normen 

und Wertvorstellungen. Entscheidend wird sein, 

sich auf ein paar grundsätzliche Elemente, viel-

leicht auch nur auf die Art und Weise, Konflikte 

trotz unterschiedlicher Referenzsysteme zu lö-

sen, zu einigen.

Wie schwierig dies ist, zeigen die Verhandlungen 

im Weltklima-, Rohstoff-, Steuer-  und Handels-

bereich oder auch die aktuellen Konflikte über 

die Therapie der Wirtschafts-, Finanz- und 

Staatskrise in der europäischen Union und der 

Eurozone. Ganz zu schweigen von der Debatte 

über die Zukunft im Rahmen der Entwicklung ei-

ner europäischen Föderation.

Welche zentralen Aspekte ergeben sich aus den 

genannten Szenarien für nationale und internati-

onale Strategien, hier mit dem Schwerpunkt auf 

die altindustrialisierten Staaten wie Deutschland? 

Welche Elemente stehen im Mittelpunkt einer „gu-

ten“ Ordnungspolitik für das 21. Jahrhundert?

• Wachstumspotenziale und Produktivität müs-

sen gestärkt werden, auch für die Elemente 

von „Well-Being“, die über eine enge Wachs-

tumsbetrachtung hinausreichen. Forschung 

und Entwicklung, Innovation, Technologie-

transfer in neue Märkte, unternehmerische 

Initiative, die Realwirtschaft unterstützende 

Finanzmärkte und -produkte sind die Basis 

für künftiges Wirtschaftswachstum auch ge-

gen den Trend alternder Gesellschaften.

• Wettbewerb muss funktionieren. Eine insge-

samt gute und angemessene Regulierungs-

politik inklusive Verbraucherschutz muss si-

cherstellen, dass junge Betriebe in den Markt 

hinein kommen und effiziente und erfolg-

reiche Firmen wachsen können, dass keine 

Monopolrenten entstehen, aber auch dass 

im Schumpeter’schen Sinn produktive Zer-

störung und Wandel zugelassen und keine 

Zombie-Firmen am Markt gehalten werden.

 Das bedeutet auch, dass die Faktoren Arbeit 

und Kapital via Investitionen in Bildung und 

Technologie in ihre produktivsten Verwen-

dungen gelenkt werden. Das minimiert auch 

soziale Anpassungslasten, die natürlich wei-

terhin durch ein effektives Instrumentarium 

abgefangen werden müssen.

• Ein freies aber auch faires Welthandelssy-

stem gehört zu den Kernelementen globaler 

Governance. Transaktions- und Transport-

kosten werden so gemindert. Dies fördert 

die optimale Allokation der Produktionsfak-

toren über Staatsgrenzen hinweg. Die wei-

tere Integration der Weltwirtschaft, auch 

durch binnenmarktähnliche Strukturen und 

die Harmonisierung von Regulierungen, in 

globale Wachstumsketten, ist grundsätzlich 

von Vorteil, wenn Integration nicht einseitig 
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als Recht des Stärkeren oder des Besitzen-

den ausgelegt wird. Auch ein internationa-

les Rohstoff- und Energiemanagement wird 

langfristig unvermeidbar sein.

 Das bedeutet auch die klare Definition von Ei-

gentumsrechten wie Patenten und anderen, 

insbesondere immateriellen Wirtschaftsgü-

tern, gerade in der digitalen Ökonomie. Ent-

stehende Monopole sind, aus Wettbewerbs- 

aber auch aus Verbraucherschutzgründen, 

zu vermeiden. Ubiquitäre Datenspeicherung 

durch Facebook, Google und andere stellen 

die notwendige staatenübergreifende Kon-

trolle in Frage.

 Insgesamt besteht die nicht zu unterschät-

zende Gefahr, das multinationale Konzerne 

nicht nur den nationalen Steuer- und Regu-

lierungsbehörden entkommen, sondern sich 

ganz grundsätzlich in einem rechtsfreien in-

ternationalen Raum bewegen und nationalen 

Jurisdiktionen weitgehend entkommen oder 

sie jeweils individuell gegeneinander aus-

spielen und Zugeständnisse erpressen kön-

nen. Hier tut internationale ordnungspoli-

tische Zusammenarbeit Not.

• Steuer- und Transfersysteme geraten durch 

die Globalisierung zunehmend unter fiska-

lischen und ökonomischen Druck. In beiden 

Systemen müssen innovative neue Wege ge-

gangen werden, insbesondere auch bei der 

Wahl der Bemessungsgrundlagen im Steuer- 

und Transfersystem und der Bereitstellung 

von Wohlfahrtsleistungen durch unterschied-

liches institutionelles Design.

 Wenn die Weltbevölkerung Mitte dieses Jahr-

hunderts tendenziell schrumpft, das Wachs-

tum und die Produktivität nicht entsprechend 

aufholt und die Ungleichheit weiter zunimmt, 

werden auf die Sozialsysteme erhebliche neue 

Lasten zukommen, die sich nur durch innova-

tive neue – und ordnungspolitisch gute – Po-

litikkonzepte, z. B. bei der Bereitstellung von 

Wohlfahrtsleistungen, lösen lassen werden.

 Bei den Steuern werden sich die Schwer-

punkte hin zu weniger mobilen Bemessungs-

grundlagen fortsetzen, zu Erbschaft und Ver-

mögensteuern, allgemeinen und speziellen 

Verbrauchsteuern aber z. B. auch zu Um-

welt-, Klima-, Gesundheit- oder Ressourcen-

steuern, z.B. auf die Extraktion von Energie  

oder Rohstoffen.

 Die internationale Kontrolle des Steuerwett-

bewerbs wird ebenfalls weiter entwickelt 

werden müssen. „Base Erosion and Profit 

Shifting“ (BEPS), also die geplante Vermin-

derung steuerlicher Bemessungsgrundlagen 

und das grenzüberschreitende Verschieben 

von Gewinnen durch multinationale Kon-

zerne, ist als Problem erkannt. Der BEPS 

Aktionsplan der OECD von 2013 ist nur der 

Anfang. Wenn viele Steuerberatungsunter-

nehmen diesem heute positiv begegnen, 

dann ist das vermutlich motiviert durch die 

Aussicht auf neue Geschäftsmodelle, wie 

eben diese Regeln für die Klienten wiederum 

steuerlich optimiert werden können.

 Last but not least sollten auch gemeinsame 

globale Steuerbasen entwickelt werden, im 

Rahmen der digitalen Ökonomie und hier 

besonders bei den Finanzmärkten. Eine Fi-

nanztransaktionssteuer mit minimalen Sät-

zen und weitest gehender Bemessungsgrund-

lage könnte die erste Finanzierungsquelle für 

globale Politikfelder und öffentliche Güter auf 

höchstem Niveau sein.

• Zu einer grundsätzlich marktwirtschaftlichen 

Ordnung gehört auch ein effizientes und ef-

fektives Sozialsystem. Nicht als Annex, son-

dern als integraler Bestandteil einer Zivilge-

sellschaft, die (wachsende) Ungleichheit als 

Problem und nicht als notwendiges Übel der 

Marktwirtschaft begreift.
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 Im Mittelpunkt steht auch weiterhin die Um-

verteilungspolitik, mit Fokus auf Chancen-

gleichheit und einer fairen Verteilung des 

Volkseinkommens durch Transfers und ein 

im Grundsatz progressives Steuersystem.

• Die Bevölkerungsentwicklung zwingt viele 

altindustrialisierte Staaten mit den demo-

graphischen Schocks umzugehen, die das 

Wachstumspotenzial herunter- und die fis-

kalischen Lasten heraufdrücken. Neben ei-

ner Verlängerung der Arbeitszeit mit der 

Lebenserwartung und der vollen Partizipa-

tion aller Bevölkerungsgruppen, sollte mit-

telfristig eine stabile Bevölkerungspyramide 

– also hier ein „Bevölkerungszylinder“ – an-

gestrebt werden.

 Eine kluge und vorausschauende Bevölke-

rungs- bzw. Familienpolitik kann nur lang-

fristig helfen. Kurzfristig kann hier nur Mi-

gration helfen, auch in Deutschland. Hierbei 

muss man wohl umdenken, denn mit dieser 

Perspektive sollte jede_r der nach Deutsch-

land kommen möchte und sich hier ernst-

haft integrieren will, willkommen sein. Die-

se Chance sollte jede_r erhalten. Eine stark 

gelenkte oder reglementierte Einwanderung 

ist falsch. Entscheidend ist allein, allen Ein-

wander_innen oder Flüchtlingen den Start 

und die Integration in Deutschland zu er-

möglichen. Und das globale Szenario zeigt, 

dass auch diese Quelle schnell versiegen 

wird.

• Bildung ist der absolute Dreh- und Angel-

punkt jeder Zukunftsstrategie. Lebenslanges 

Lernen, hochqualifizierte Spezialist_innen 

ebenso wie gute Generalist_innen sind ele-

mentar. Zwar sind technisch-naturwissen-

schaftliche Disziplinen wichtig, für die not-

wendigen Diskurse über die Zukunft ist in 

einer offenen Zivilgesellschaft Vielfalt eben-

so wichtig, also auch Kunst, Kultur, Gesell-

schafts- und Sozialwissenschaften.

Globale Integration bedeutet Chancen und Ri-

siken. Integration kann helfen, zukünftige asym-

metrische Schocks – wie Fukushima – abzumil-

dern und auf viele Schultern zu verteilen. Auf der 

anderen Seite erhöht sich die ubiquitäre Anste-

ckungsgefahr für individuelle aber auch kollek-

tive Fehler, wie zum Beispiel in der Behandlung 

des Klimawandels über Staatsgrenzen hinweg.

Eine international orientierte Ordnungspolitik 

ist von elementarer Notwendigkeit, auf nationa-

ler wie auf internationaler Ebene. Gemeinsame 

Normen und Regeln, eingebettet in ein gutes in-

stitutionelles Design und Verfahren der Konflikt-

lösung, sind ein notwendiger Bestandteil.

Nicht vergessen werden sollte auch die wach-

sende Rolle regionaler Kooperation und sich ent-

wickelnder Föderationen wie der EU oder ASE-

AN. Sie können eine wichtige vermittelnde Rolle 

zwischen „Going Local“ und der globalen Ebene 

übernehmen. Möglicherweise können auch sol-

che regionalen Zusammenschlüsse eine wich-

tige Vorreiterrolle für die notwendige globale 

Governance übernehmen – wobei sich gerade in 

Europa zeigt, wie schwer bereits hier die Über-

einkunft unterschiedlicher ökonomischer und 

zivilgesellschaftlicher Präferenzen, Traditionen 

und Werte fällt.

Internationale Organisationen wie die UN, OECD, 

IWF, BIZ, Weltbank, WTO und UNCTAD können 

mit ihrer Erfahrung helfen, aber auch die Erwei-

terung, Erneuerung und Ergänzung sowie die 

Schaffung neuer Institutionen wäre zu prüfen. 

Die wichtigste politische Funktion wird dabei zu-

nächst der G20 zufallen, die zumindest im An-

satz politisch agieren kann.

Damit könnte die globale Governance den not-

wendigen großen Quantensprung nach vorne 

machen, ohne den das 21. Jahrhundert weiter 

schwer beherrschbare, globale Risiken ohne 

wirkliche globale Eingriffs- und Steuerungsin-

strumente produzieren wird.
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